
(Nr. 16, 17, 18) § 87 BetrVG 1972 
Überwachung 

 
 
(Nr. 16) BetrVG 1972 § 87 Überwachung, § 94; BDSG §§ 23, 

27, 1 Abs. 2 § 2 Abs. 3 Nr. 1; BGB § 611 Persönlich-
keitsrecht; GG Art. 2 Abs 1 Recht auf informationel-
le Selbstbestimmung 

 
  1. Das Bundesdatenschutzgesetz regelt nicht die Erhe-
bung personenbezogener Daten. Jedoch ist die Speiche-
rung unzulässig erhobener Daten verboten. 
 
2. Das Speichern in zulässiger Weise erhobener Daten ist 
im Rahmen der Zweckbestimmung des Arbeitsverhältnis-
ses - mit den Einschränkungen durch das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht - erlaubt (§§ 3, 23 BDSG). 
  a) Maßgebend für die im Rahmen der Zweckbestimmung 
vorzunehmende Interessenabwägung ist der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. 
b) Unter Berücksichtigung der beiderseitigen Belange dür-
fen aus einem Personalfragebogen folgende Arbeitneh-
merdaten gespeichert werden: 
  Geschlecht, Familienstand, Schule, Ausbildung in Lehr- 
und anderen Berufen, Fachschulausbildung/Fachrichtung/ 
Abschluß, Sprachkenntnisse. 
  c) Die weitere Kenntnis dieser Daten kann auch im Verlauf 
des Arbeitsverhältnisses im Rahmen seiner Zweckbestim-
mung erforderlich sein (§ 27 Abs. 3 Satz 2 BDSG). 
 
  3. Die Speicherung der genannten Daten verletzt nicht das 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei einer Leistungs- 
und Verhaltenskontrolle (87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG), weil die-
se Daten nichts über Verhalten und Leistung des Arbeit-
nehmers aussagen. 
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